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Betreff

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 33 „Südlich Ratswall“ 
hier: I  Befreiung von der Festsetzung zur Lage des Vorhabens im 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan / Vorhaben- und Erschließungsplan; 
II Befreiung von der Festsetzung zur Nutzungsart 

Beratungsfolge

Nr. Gremium Ist-Termin Ergebnis

1 01.07.2010: Bau- und Umweltausschuss 01.07.2010 laut BV

Mitzeichnungspflicht

Person Unterschrift Datum

Frau Rauer 22.06.2010

Beschlussentwurf

Der Bau- und Umweltausschuss beschließt, die auf den Grundstücken in Köthen (Anhalt), „Am 
Ratswall“, Flur 18, Flurstücke 1031, 1034, beantragten Befreiungen von den Festsetzungen zur Lage 
des Vorhabens im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan / Vorhaben- und Erschließungsplan und von 
der Festsetzung zur Nutzungsart des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 33 „Südlich 
Ratswall“ in Köthen (Anhalt) zu erteilen.

Gesetzliche Grundlagen:
§ 31 (2) Baugesetzbuch (BauGB), 
§ 66 Bauordnung des Landes Sachsen- Anhalt (BauO LSA), 



§ 12 (5) Hauptsatzung der Stadt Köthen (Anhalt)



Darlegung des Sachverhalts / Begründung

Für ein sich im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 33 „Südlich Ratswall“ 
in Köthen (Anhalt) befindendes Grundstück wurde ein Antrag auf Befreiung von zwei Festsetzungen 
bei der Stadtverwaltung eingereicht (Anlage 1, Kopie des Befreiungsantrages).
Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 33 „Südlich Ratswall“" wurde am 21.02.2002 (Beschluss - 
Nr. 02/StR/22/003) durch den Stadtrat beschlossen, er ist rechtswirksam seit dem 23.03.2002 (Anlage 
2 - Auszug aus dem Bebauungsplan).
Der Antragsteller begehrt die Befreiung von folgenden Festsetzungen: 

I. Festsetzung zur Lage des Vorhabens im Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan / Vorhaben- und Erschließungsplan (dort sind die 
Grundstücksteilung definiert und die Lage der Häuser dargestellt);

II. Festsetzung zur Nutzungsart zum Haus Nr. 11 des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes: Massageeinrichtung, Fitness und Wohnen

Nach § 31 (2) BauGB kann von den Festsetzungen des Bebauungsplanes befreit werden, wenn die 
Grundzüge der Planung nicht berührt werden und 
1. Gründe des Wohls der Allgemeinheit die Befreiung erfordern oder
2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist oder
3. die Durchführung des Bebauungsplanes zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde 

und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen 
Belangen vereinbar ist. 

Im vorliegenden Fall ist ein Vorhabenbezogener Bebauungsplan (Anlage 2, Auszug aus dem 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 33 „Südlich Ratswall“) die Rechtsgrundlage für die 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens. Ein Vorhabenbezogener Bebauungsplan ist keine 
Angebotsplanung der Gemeinde, die Initiative zur Aufstellung eines solchen Planes geht in diesem 
Falle von einem Investor (Vorhabenträger) aus (durch Antragstellung an die Gemeinde). Der 
Vorhabenträger hat das / die Vorhaben gemäß dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit 
Vorhaben-und Erschließungsplan und gemäß dem Durchführungvertrag zu realisieren.
Bestandteil und Kernstück des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist der Vorhaben- und 
Erschließungsplan. In diesem wird das Vorhaben konkret festgesetzt, und geht über die abstrakte 
Darstellung, wie in einem Bebauungsplan, hinaus (Anlage 3, Auszug aus dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan „Südlich Ratswall“).
Im Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 33 sind die Lage 
und die Anzahl der Grundstücke und der zu errichtenden Häuser festgesetzt, wobei Abweichungen 
über den genauen Standort und die Abmessungen der Häuser innerhalb der Grundstücke zulässig 
sind. 
Es ist festgesetzt, dass im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 12 Grundstücke entstehen sollen, 
auf denen 12 Häuser errichtet werden.
Im Rahmen der Planung wurden Gutachten, u. a. schalltechnische Untersuchungen, erstellt. Aufgrund 
der auf das Plangebiet aus der Umgebung (nördlich Ratswall) einwirkenden Schallimmissionen - 
verursacht durch die vorhandenen Sport- und Freizeitanlagen - war eine Ausweisung eines „Reinen 
Wohngebietes“ (WR), als welches sich in der Regel eine Einfamilienhaussiedlung darstellt, nicht 
möglich, weil die Schutzanforderungen eines Reinen Wohngebietes hinsichtlich des Lärms nicht erfüllt 
werden. Daraufhin wurde im Plangebiet die Nutzungsart „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) festgesetzt. 
Das bedeutet, dass dort auch der Gebietscharakter eines Allgemeinen Wohngebietes entstehen muss. 
Dies wird erreicht durch die Festsetzung der Nutzungsarten „Wohnen + Gewerbe“. Diese Festsetzung 
wurde für die den Schallemissionsquellen nächstgelegenen Häuser 1, 11 und 12 im nördlichen Teil 
des Plangebietes getroffen (Anlage 3).
Es ist außerdem von Bedeutung, dass die schalltechnische Untersuchung hinsichtlich der 
Schallausbreitung auch die Häuser, die im Bebauungsplangebiet errichtet werden sollen, in die 
Berechnungen mit einbezogen hat. Dabei hat sich ergeben, dass erst nach Errichtung des Hauses 12 
der erforderliche Schallschutz für die südlich gelegenen Häuser gewährleistet ist.
Für die Häuser Nr. 11 und 12 sind zur Gewährleistung des Schallschutzes im Bebauungsplan folgende 
Festsetzungen getroffen worden: 



Teil B Textliche Festsetzungen 
III Schalltechnische Festsetzungen

  - Für die Häuser Nr. 11 und 12 müssen nach außen abschließende Bauteile (Wände;  
    

Fenster, Dächer, etc.) von Schlafräumen mindestens nachstehende bewertete Schall-     
dämmaße gemäß DIN 4109 bzw. VDI Richtlinie 2719 haben.

Schallschutzklasse ERFORD: SCHALLDÄMMASSE
Rw IN d(B)A

AUSSENLÄRMPEG
EL

IN d(B)A

FENSTER ÜBRIGE 
BAUTEILEWA

SSK 1
SSK 2

20 - 24
25 - 29

25 -29
30 -3445 - 49

50 - 54

   
    Es wird SSK 2 festgesetzt. (SSK = Schallschutzklasse)
    Für Wohnräume kann  eine SSK niedriger zugelassen werden.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes insgesamt sind Ergebnis des Abwägungsprozesses 
während der Aufstellung des Bebauungsplanes. 

Das Vorhaben wird im vorliegenden Antrag auf Befreiung als Haus Nr. 11 definiert. In der Anlage zur 
Baubeschreibung ist aufgeführt, dass o. g. Festsetzungen eingehalten werden.
Weiterhin liegt eine Erklärung des Bauherrn vor, dass er Kenntnis davon besitzt, dass die 
Gewährleistung des erforderlichen Schallschutzes nur bei Errichtung des Gebäudes Nr. 12 
gewährleistet ist und dass er dahingehende Forderungen nur gegenüber dem Vorhabenträger geltend 
machen kann.

Das Vorhaben wird entgegen den Festsetzungen des Vorhaben- und Erschließungsplanes in Richtung 
Süden verschoben, das Grundstück wurde anders als vorgeschrieben geteilt. 
Die im Vorhaben- und Erschließungsplan festgesetzten Nutzungsarten „Massageeinrichtung und 
Fitness“ werden nicht realisiert.

Zum Befreiungsantrag I: 
Aus o. g. Darstellung ist zu schlussfolgern, dass die Grundzüge der Planung durch die Verschiebung 
des Vorhabens in Richtung Süden nicht berührt werden und die Abweichung städtebaulich vertretbar 
ist, da die Anforderungen des Bebauungsplanes, die an das Haus Nr. 11 gestellt werden, erfüllt 
werden.

Zum Befreiungsantrag II:
Hinsichtlich der Befreiung von der Nutzungsart sind die Grundzüge der Planung - auf das konkrete 
Vorhaben bezogen - nicht unmittelbar berührt und die Abweichung ist städtebaulich vertretbar, wenn 
der Gebietscharakter (WA) noch erreicht werden kann. Dies ist bei Realisierung von Bauvorhaben 
auf den noch unbebauten Flächen im Gebiet möglich.

Die Voraussetzungen der Anwendung sowie die Anforderungen des § 31 Absatz 2 BauGB sind erfüllt. 

Die Verwaltung empfiehlt aus o. g. Gründen, die Befreiungen I und II von den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes zu erteilen. 

Anlagen: 
Anlage 1 - Auszüge aus dem Befreiungsantrag
Anlage 2 - Auszug aus dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 33 „Südlich Ratswall“
Anlage 3 - Auszug aus dem Vorhaben- und Erschließungsplan
Anlage 4 - Darstellung des Vorhabens im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan
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